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N
icht selten werden im privaten Kreis, aber auch öffent-

lich Vorwürfe erhoben, man könne in Deutschland seine 

Meinung nicht mehr offen sagen. Das stimmt aus mei-

ner Sicht nicht, denn gerade das Zeitalter der sozialen Medien er-

laubt die schnelle und leider auch viel zu oft unkontrollierte oder 

vorschnelle Verbreitung von Meinungen und (vermeintlichen) 

Fakten. Dessen ungeachtet halte ich die Auseinandersetzung mit 

unterschiedlichen Positionen auch innerhalb der Ärzteschaft für 

wesentlich und für ein wichtiges Merkmal einer lebendigen De-

mokratie. Diesen Diskurs leben wir in der Landesärztekammer 

Hessen, sei es in der Delegiertenversammlung, unserem ärztli-

chen Parlament, oder auch hier im Hessischen Ärzteblatt. 

Beispielhaft verweise ich auf den Beitrag der Kollegen Thielmann 

und Winter, die auf S. 606 in dieser Ausgabe ihre Sicht zur zivil-

militärischen Zusammenarbeit beschreiben. Darin schlagen die 

Autoren vor, z. B. im Kriegsfall für die zivile Versorgung NGO-

 Organisationen wie Ärzte ohne Grenzen anzufragen. Es ist rich-

tig, dass diese Organisationen über wertvolle Erfahrungen in der 

Versorgung bei Naturkatastrophen oder kriegsähnlichen Ausei-

nandersetzungen verfügen. Sollte es jedoch zu großen medizini-

schen Notfallsituationen – auch im Verteidigungsfall – in 

Deutschland kommen, ist dafür primär selbstverständlich unser 

reguläres Gesundheitssystem, d. h. die Krankenhäuser, die nie-

dergelassenen Ärztinnen und Ärzte, Hilfsorganisationen wie die 

Malteser, Johanniter, DRK etc. in der Pflicht, die im Bedarfsfall 

auch den Sanitätsdienst der Bundeswehr unterstützen werden, 

so wie es im Grundgesetz verankert ist. Im Verteidigungsfall, der 

hoffentlich nie eintritt, obliegt die Weisungsbefugnis ohnehin 

dem Bund. Nichtkombattanten wie das zivile Sanitätspersonal 

sind gemäß der Genfer Konvention nur für die medizinische Ver-

sorgung zuständig und nehmen nicht an Kampfhandlungen teil. 

Wir alle wollen keine Kriege, sondern ein friedliches Miteinander-

leben, ob in Deutschland oder in anderen Ländern. 

Mit großer Zustimmung habe ich die auf dem World Health Sum-

mit geäußerte Anmerkung unseres neuen Bundesgesundheitsmi-

nisters Linnemann wahrgenommen, dass kein Gesundheitssys-

tem resilient sein könne, wenn die Menschen, die es am Laufen 

hielten, ständig überlastet seien. Zudem dürfe Krisenresilienz 

nicht auf der Annahme beruhen, dass die Beschäftigten noch 

größere Arbeitsbelastungen auf sich nähmen. 

In den nächsten Monaten und Jahren wird sich zeigen, wie dieser 

Anspruch tatsächlich umgesetzt wird, denn vor uns liegen gewal-

tige Aufgaben, sei es das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz 

oder die Krankenhausreform. Vor wenigen Tagen hat das hessi-

sche Gesundheitsministerium die vorläufige Zuteilung der soge-

nannten Leistungsgruppen an die hessischen Krankenhäuser be-

kannt gegeben. Nun können die Häuser ihrerseits die Bescheide 

prüfen und ggf. Einspruch einlegen. So oder so kommen erhebli-

che Veränderungen auf die Bürgerinnen und Bürger, aber eben 

auch auf das Personal in den Krankenhäusern und nicht zuletzt in 

den Praxen zu.

Die Veränderungen der Krankenhauslandschaft haben auch – da-

rauf haben wir schon vielfach hingewiesen –Auswirkungen auf 

die ärztliche Weiterbildung. Weiterbildung wird zukünftig ver-

mehrt an mehreren Weiterbildungsstätten stattfinden (müssen). 

Dazu muss der Gesetzgeber endlich die Hürden im Arbeitneh-

merüberlassungsgesetz beseitigen. An dieser Stelle appelliere ich 

auch an die Weiterbildungsbefugten, sich möglichst rasch um die 

Bildung von Netzwerken oder Verbünden zu bemühen. Weiter-

bildung ist unsere ärztliche Verantwortung und für die Zukunft 

der medizinischen Versorgung unerlässlich. Auch wir müssen un-

ter geänderten Bedingungen zeigen, dass wir dieser Aufgabe ge-

recht werden. Wenn nicht, sehe ich die Gefahr einer staatlich ge-

regelten Zuteilung von Weiterbildungsplätzen wie dies in ande-

ren europäischen Ländern z. B. Großbritannien oder Spanien 

längst der Fall ist. 

Es gibt einmal mehr herausfordernde Aufgaben für die Zukunft, 

die wir als Ärzteschaft gemeinsam bewältigen können und  

müssen.

Dr. med. Edgar Pinkowski

Präsident 
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